
Z u r  D i s k u s s i o n

Einige Hinweise für die Revision der Kreisgerichte
Von HERMANN EILDERMANN, Richter am Bezirksgericht Leipzig

Auf die Bedeutung von Revisionen und Instruktionen 
bei den Gerichten wurde besonders in Jahre 1956 des 
öfteren hingewiesen. Dabei sind eine Reihe von Vor­
schlägen zur Verbesserung der Revisionstätigkeit unter­
breitet worden, die zum Teil aber eher zu einer Zersplit­
terung der Kräfte der Justizverwaltungsstelle führen 
als zu deren konzentriertem Einsatz für die Verbesse­
rung der Rechtsprechung. Auf letzteres hat E b e r ­
h a r d t  in NJ 1956 S. 600 eindringlich hingewiesen.

Wenn zur richtigen Einschätzung der Rechtsprechung 
ein Überblick über die Struktur des Kreises erforderlich 
ist, so müssen sich die Instrukteure auch davon über­
zeugen, ob der Direktor und die am Kreisgericht tätigen 
Richter die Struktur und die Besonderheiten ihres 
Kreises kennen. Sie dürfen diese Kenntnis nicht erst aus 
dem Bericht der Revisionsbrigade erhalten. Der Instruk­
teur muß sich auch darüber informieren, wie der Direk­
tor die Rechtsprechung des Kreisgerichts einschätzt und 
in welchem Umfang er die Schwerpunkte in den einzel­
nen Rechtsgebieten und die für ihn und die übrigen am 
Kreisgericht tätigen Richter vorhandenen Schwierig­
keiten kennt.

Wenn auch dem Beschluß des Kollegiums des Ministe­
riums der Justiz (NJ 1956 S. 261) zugestimmt werden 
kann, daß sich die Kader in der Justiz weiterentwickelt 
haben und daß das seinen Ausdruck in einer allgemeinen 
Verbesserung der Rechtsprechung und der justizpoliti­
schen Arbeit findet, so gibt es doch nicht wenig Beispiele 
dafür, daß diese Verbesserung nicht in dem Maße einge­
treten ist, wie es im Hinblick auf die vor uns stehenden 
großen Aufgaben gefordert werden muß. Bei vielen Re­
visionen wird noch heute festgestellt, daß Richter nicht 
nur ungenügende Rechtskenntnisse besitzen, sondern daß 
sie in das Gesetz nicht hineinsehen, bevor sie eine Sache 
entscheiden. Wenn auch die Entscheidung im Ergebnis 
richtig ist, so darf das nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß häufig nur gefühlsmäßig, in Anlehnung an die poli­
tische Linie und das persönliche Rechtsgefühl, entschie­
den worden ist, daß das Gericht sich also mit der Sache 
nicht so gründlich befaßt hat, wie es erforderlich ge­
wesen wäre, und wie es die Bürger unseres Staates ver­
langen können. So wurde bei einer der letzten Revisio­
nen der Justizverwaltungsstelle Leipzig, an der ich als 
Richter des Bezirksgerichts teilnahm, zum dritten Male 
seit Bestehen des Kreisgerichts die inhaltlich gleiche 
Schlußfolgerung gezogen, daß ungenügende Rechts­
kenntnisse vorliegen und die Richter an sich arbeiten 
müssen. Bei einer Durchsicht der vorangegangenen Re­
visionsberichte mußte festgestellt werden, daß inhaltlich 
auch die gleichen Fehler wie im letzten Bericht gerügt 
wurden. Da der Direktor des Kreisgerichts seit 1952 an 
diesem Gericht tätig ist, kann man auch nicht davon aus­
gehen, daß er die vorangegangenen Revisionsberichte 
nicht kennt. Den neuen Richtern, die erst im Laufe des 
Jahres 1956 zum Kreisgericht gekommen sind, sind die 
alten Revisionsberichte zweifellos nicht vorgelegt wor­
den. Daraus muß die Schlußfolgerung gezogen werden, 
daß jedem Richter, der an ein Kreisgericht neu hinzu­
kommt, der letzte Revisionsbericht vorzulegen ist. Ähn­
liche Feststellungen, Nichtbeachtung von Berufungsent­
scheidungen und Gerichtskritiken, in denen auf unrich­
tige Anwendung des Gesetzes hingewiesen wurde, macht 
auch die zweite Instanz des Bezirksgerichts immer 
wieder.

Es wäre aber verfehlt anzunehmen, daß eine beson­
ders gute politische Massenarbeit eine schlechte Recht­
sprechung aufwiegen könnte. Gewiß sind unsere Bürger 
für die Aufklärung über Gesetze sehr dankbar; dennoch 
hängt die Bewertung der Arbeit des Kreisgerichts von 
der Qualität seiner Entscheidungen bei Anwendung der 
Gesetze ab. Diese Entscheidungen können nicht immer 
verborgen bleiben. So hat das Kreisgericht W. in der 
Sache Ds 48/58 eine Frau wegen Fundunterschlagung zu 
300 DM Geldstrafe verurteilt, obwohl Betrugsversuch 
vorlag. Diese Frau wollte mit einem von ihr hergestell­

ten falschen Sporttotoschein 17 000 DM erhalten. Das Ge­
richt ließ sich von den Behauptungen der Frau, sie habe 
den Totoschein gefunden, irreführen, obwohl eindeutige 
Beweise, gesichert durch kriminaltechnische Unter­
suchungen, Vorlagen. Die Bevölkerung hatte für dieses 
Urteil kein Verständnis. Es kann auch, nicht gebilligt 
werden, wenn Durchsuchungen von Wohnräumen rich­
terlich genehmigt werden, obwohl die Voraussetzungen 
dafür nicht Vorlagen. Ebenso unverständlich ist es für 
die Bevölkerung, Wenn im Privatklageverfahren die pro­
zessualen Bestimmungen nicht eingehalten werden und 
eine Art Beratung am runden Tisch durchgeführt wird.

Wie ist die Reaktion der Richter beim Vorhalt solcher 
Fehler? Sicher ziehen manche von ihnen daraus Schluß­
folgerungen für die künftige Arbeit, und andere sind ge­
willt, Schlußfolgerungen zu ziehen. Aber die Hinweise 
sind in kurzer Zeit wieder vergessen. Die Mehrzahl der 
Richter sieht während der Revision alles ein. Im Drange 
der nachfolgenden Arbeit wird aber das meiste wieder 
vergessen, und es geht in der alten Form weiter.

Dem müssen die Instrukteure entgegenwirken. Des­
halb ist eine Änderung der Revisionsmethoden erforder­
lich. Man kann nicht mehr davon ausgehen, daß die Re­
visionsbrigade oder der Instrukteur es unter allen Um­
ständen vermeiden müssen, während und vor der Revi­
sion die Richter von ihrer Arbeit abzuhalten. Man muß 
im Gegenteil darauf hinwirken, daß die Revision nicht 
nur eine Arbeit der Revisionsbrigade, sondern eine ge­
meinsame Arbeit der Brigade und der am Kreisgericht 
tätigen Richter wird. Dazu gehört aber, daß in erster 
Linie das Richterkollektiv die ergangenen Entscheidun­
gen und zum Teil die Akten selbst überprüft, ehe die 
Brigade zu den Entscheidungen Stellung nimmt. Es ist 
also notwendig, daß das Kreisgericht einen R e v i ­
s i o n s e i g e n b e r i c h t  anfertigt. Dieser muß in sei­
nem Aufbau die gleichen Punkte behandeln wie der 
nachfolgende Revisionsbericht der Justizverwaltungs­
stelle; er muß mindestens vier Wochen vor Beginn der 
Revision durch die Jüstizverwaltungstelle mit den Ent­
scheidungssammlungen an den zuständigen Instrukteur 
eingereicht werden. Die Mitglieder der Revisionsbrigade 
können dann anhand der Urteile und des Revisions­
eigenberichts überprüfen, in welchem Umfange das 
Richterkollektiv sich mit den einzelnen Entscheidungen 
auseinandergesetzt hat. Soweit den Feststellungen des 
Richterkollektivs nicht gefolgt werden kann, müßte 
zweckmäßigerweise in einem Revisionsvorbereitungs­
bogen darauf hingewiesen werden, welche gesetzlichen 
Bestimmungen oder welche politischen Momente bei 
dieser oder jener Entscheidung nach Meinung der Revi­
sionsbrigade zu beachten sind. Die Revisions brigade wird 
sich dann am Ort des Kreisgerichts die Verfahren an- 
sehen, zu denen das Kreisgericht nichts gesagt hat bzw.. 
zu denen sie eine andere Auffassung hat als das Richter­
kollektiv. Besonders aber wird die Brigade an den Ver­
handlungen der einzelnen Richter teilnehmen, die Arbeit 
in der Rechtsantragstelle beobachten und in der Rechts­
auskunftsstelle als Zuhörer teilnehmen. Schließlich bleibt, 
dann auch mehr Zeit, um sich mit den Schöffen zu be­
schäftigen und ihre Meinung zu dem einen oder anderen 
Urteil und zur übrigen Arbeit des Kreisgerichts zu er­
fahren.

Zur Weiterbildung der Direktoren der Kreisgerichte 
wäre es auch zweckmäßig, sie — ebenso wie es schon 
häufig bei Sekretären geschieht — in eine Revisionsbri­
gade mit aufzunehmen und am Revisionsbericht mit- 
arbeiten zu lassen. Dies ist im Bezirk Leipzig bisher in 
drei Fällen geschehen; man sollte aber an diese Auf­
gaben kühner herangehen und weitere Direktoren her­
anziehen. Sofern sie zunächst noch nicht über genügende 
Erfahrungen verfügen, werden sie diese gerade durch 
die Zusammenarbeit mit den anderen Brigademitglie­
dern schnell erwerben. Das Beispiel des Sekretärs von 
Leipzig (Land), der häufig an Revisionen teilnimmt und 
selbständig alle sechs Monate in seinem Kreisgericht in 
den Geschäftsstellen Revisionen durchführt, kann zwei-
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